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Artikel 47

Sanktionen bei Verstößen

Die Mitgliedstaaten erlassen Sanktionen für die Nichteinhaltung
dieser Verordnung und treffen alle für die Anwendung dieser
Verordnung erforderlichen Maßnahmen. Die Sanktionen müssen
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitglied-
staaten teilen der Kommission die Vorschriften über Sanktio-
nen bis 20. Juli 2010 mit und melden ihr spätere Änderungen
unverzüglich.

TITEL VII

ALLGEMEINE UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN

Artikel 48

Werbung

(1) Jegliche Werbung für einen als gefährlich eingestuften Stoff
erfolgt unter Angabe der betreffenden Gefahrenklassen oder
Gefahrenkategorien.

(2) Jegliche Werbung für als gefährlich eingestufte oder durch
Artikel 25 Absatz 6 geregelte Gemische, die es einem privaten
Endverbraucher ermöglicht, ohne vorherige Ansicht des Kenn-
zeichnungsetiketts einen Kaufvertrag abzuschließen, muss die auf
dem Kennzeichnungsetikett angegebene(n) Gefahreneigen-
schaft(en) nennen.

Unterabsatz 1 gilt unbeschadet der Richtlinie 97/7/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über
den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz (1).

Artikel 49

Pflicht zur Aufbewahrung von Informationen und
Anforderung von Informationen

(1) Der Lieferant trägt sämtliche Informationen, die er für die
Zwecke der Einstufung und Kennzeichnung gemäß dieser
Verordnung herangezogen hat, zusammen und hält sie während
eines Zeitraums von mindestens zehn Jahren nach seiner letzten
Lieferung des Stoffes oder Gemisches zur Verfügung.

Der Lieferant bewahrt diese Informationen zusammen mit den
Informationen auf, die nach Artikel 36 der Verordnung (EG)
Nr. 1907/2006 erforderlich sind.

(2) Stellt ein Lieferant seine Geschäftstätigkeit ein oder über-
trägt er seine Tätigkeiten teilweise oder insgesamt einem Dritten,
so ist derjenige, der für die Liquidation des Unternehmens des
Lieferanten verantwortlich ist oder die Verantwortung für das
Inverkehrbringen des betreffenden Stoffes oder Gemisches
übernimmt, durch die Verpflichtung nach Absatz 1 anstelle des
Lieferanten gebunden.

(3) Die zuständige Behörde oder die für die Durchsetzung
zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats, in dem ein Lieferant

niedergelassen ist, oder die Agentur können den Lieferanten
auffordern, ihnen alle Informationen nach Absatz 1 Unterab-
satz 1 vorzulegen.

Stehen diese Informationen der Agentur jedoch als Teil einer
Registrierung nach der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 oder
einer Meldung nach Artikel 40 der vorliegenden Verordnung
bereits zur Verfügung, verwendet die Agentur diese Informatio-
nen, und die Behörde wendet sich an die Agentur.

Artikel 50

Aufgaben der Agentur

(1) Die Agentur erteilt den Mitgliedstaaten und den Organen
der Gemeinschaft den bestmöglichen wissenschaftlichen und
technischen Rat in Bezug auf Fragen zu chemischen Stoffen, die
in ihren Aufgabenbereich fallen und mit denen sie gemäß dieser
Verordnung befasst wird.

(2) Das Sekretariat der Agentur

a) stellt der Industrie gegebenenfalls technische und wissen-
schaftliche Leitlinien und Hilfsmittel für die Einhaltung der
Verpflichtungen nach dieser Verordnung bereit;

b) stellt den zuständigen Behörden technische und wissen-
schaftliche Leitlinien zur Anwendung dieser Verordnung
bereit und unterstützt die von den Mitgliedstaaten einge-
richteten Auskunftstellen nach Artikel 44.

Artikel 51

Freier Warenverkehr

Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen von Stoffen
oder Gemischen im Sinne dieser Verordnung, die dieser
Verordnung und gegebenenfalls gemeinschaftlichen Rechtsakten
zur Durchführung dieser Verordnung entsprechen, nicht aus
Gründen der Einstufung, Kennzeichnung oder Verpackung
untersagen, beschränken oder behindern.

Artikel 52

Schutzklausel

(1) Hat ein Mitgliedstaat berechtigten Grund zur Annahme,
dass ein Stoff oder ein Gemisch auch bei Übereinstimmung mit
den Anforderungen dieser Verordnung aus Gründen der Ein-
stufung, Kennzeichnung oder Verpackung eine ernsthafte Gefahr
für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt darstellt, so
kann er geeignete vorläufige Maßnahmen treffen. Er unterrichtet
hierüber unverzüglich die Kommission, die Agentur und die
übrigen Mitgliedstaaten unter Angabe der Gründe für diese
Entscheidung.

(2) Innerhalb von 60 Tagen nach Eingang der Informationen
des Mitgliedstaats genehmigt die Kommission nach dem in
Artikel 54 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren die vor-
läufige Maßnahme für einen in der Entscheidung genannten
Zeitraum oder fordert den Mitgliedstaat auf, die vorläufige
Maßnahme aufzuheben.
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